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dass es weder der 
Polizei noch dem Staat 
darum geht, diese Taten 
aufzudecken und den rechten Terror zu 
stoppen und immer noch stehen dutzende offene 
Fragen im Raum: Wieso war der Notausgang der 
Shishabar abgesperrt, sodass die Menschen nicht 
fliehen konnten? Der Täter wurde kurz vor dem 
Anschlag wegen Falschparkens von der Polizei 
kontrolliert, hat sie gar nichts gemerkt, obwohl der 
Täter schon längst polizeilich bekannt war? Wieso 
gingen während der Tatnacht die Notrufe bei der 
Polizei nicht ein? Der hessische Innenminister Peter 
Beuth spricht von einer Panne im Notrufsystem 
und verspricht, diese Fehler auszubügeln. Weiteres 
Versagen der Sicherheitsbehörden ist an dem 
Mord von Lübcke zu sehen. Hier war der Täter dem 
Verfassungsschutz lange vorher bekannt und wurde 
seit 2009 sogar als „brandgefährlich“ eingestuft. Wenig 
später wird seine Akte gesperrt und er wird nicht mehr 
beobachtet. 

Sind solche Fälle wirklich 
„nur“ Fehler, oder müssen 
wir bei der Arbeit des 
Staates gegen Rechts 
genauer hinschauen?

Innerhalb von nur neun Monaten 
ereigneten sich in Deutschland drei 
Anschläge von Rechts. 

In Kassel wird im Juni 2019 der Regierungspräsident 
Walter Lübcke  von einem 
   bekannten Neonazi  
 erschossen.

In Halle wird eine Synagoge und ein Döner-Imbiss,     
       von einem bis auf  
 die Zähne bewaffneten   
Rechtsterroristen gestürmt 
und die Tat dabei live auf Facebook gestreamt. Zwei 
Menschen sterben. 

Und am 19. Februar 2020 sterben in Hanau neun 
junge Menschen, die auch hier    
   einem Rechtsterroristen  
       zum Opfer fallen. Gezielt 
stürmt er Lokale, in denen vor allem Jugendliche mit 
Migrationshintergrund abhängen und schießt um sich.

Nur in den seltensten Fällen werden diese Taten voll-
ständig aufgeklärt. Vor allem Hanau zeigt,
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 Wir wollen 
 Aufklärung! 
Von 2000 bis 2007 werden in ganz 
Deutschland von dem sogenannten 
„nationalsozialistischen Untergrund“ 
zehn Menschen getötet und etliche 
Banküberfälle und Bombenanschläge, 

wie zum Beispiel auf die Kölner 
Keupstraße, verübt. Angefangen 
damit, dass sich der NSU im Jahr 
2011 durch ein Bekennervideo erst 
selbst enttarnen musste, damit die 
Polizei überhaupt in „Erwägung“ 

zieht, gegen rechts zu ermitteln, bis 
hin zu der großen Anzahl von V-Leuten 

im Umfeld der Täter, lässt der NSU die 
Frage aufkommen: Wie konnten 
nur drei Neonazis jahrelang 
mordend durch Deutschland 
ziehen, ohne erwischt zu 
werden und ohne, dass 
ein ganzes Netzwerk 
dahinter vermutet wird? 
Auch über ein Jahrzehnt später ist der 
Öffentlichkeit ein Teil des Ausmaß des 
NSU-Netzwerkes nur dank der Arbeit 
von Journalisten und Organisationen 

bekannt. Trotzdem wird an der Theorie 
festgehalten, es habe sich um eine 
Gruppe von 3 Neonazis gehandelt. 
Heute wissen wir, dass sogar der Mörder 
von Lübcke Kontakt zum NSU gepflegt 
hat. Nun sind die Akten des NSU-
Prozesses für Jahre weggesperrt und 
kein Mensch, der heute lebt, wird Zeuge 
davon sein können, wie das gesamte 
Ausmaß des Netzwerkes und vor allem 
die Rolle der staatlichen Behörden an 
das Licht kommt.

Als DIDF-Jugend beleuchten wir vor 
allem die Rolle der staatlichen Organe 
im Zusammenhang mit dem rechten 
Terror näher und setzen uns für eine 
Aufklärung aller rechtsterroristischen 
Anschläge ein. Wir sagen 
deutlich: Wir wollen keine 
weiteren Opfer! 

Um vor allem die 
Verstrickungen von 
Polizei, Bundeswehr und 
Verfassungsschutz mit 
rechten Strukturen besser 
nachvollziehen zu können, ist es sinnvoll, 
auf die Geschichte dieser Institutionen 
einzugehen.
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Wehret den 
Anfängen?!
Auch nach mehr als 75 Jahren nach 
dem Faschismus wird stolz verkündet, 
wie erbarmungslos die Altnazis im 
Zuge der sogenannten Entnazifizierung 
bestraft und aussortiert wurden. Wie 
diese jedoch in der Realität aussah ist 
erschreckend. 

So behielt die Führungsebene der 
Wehrmacht weiterhin ihren Posten mit 
dem kleinen Unterschied, dass sie nun 
der Bundeswehr diente. Ehemalige 
NSDAP Funktionäre wurden 
als „freie Mitarbeiter“ 
im Verfassungsschutz 
aufgenommen und ein 
Oberstaatsanwalt im NS-Regime wird 
1954 kurzerhand zum Präsidenten 
des V-Schutzes. Auch innerhalb 
der Politik machen NSDAP 
Funktionäre weiter Karriere 
und schaffen es, wie Heinrich Lübcke, 
teilweise sogar Bundespräsidenten zu 
werden. Wie sieht es allerdings heute 
um Behörden und Institutionen aus?

 DIE POLIZEI 
Im August 2018 erhält die NSU 
Nebenklageanwältin Seda Basay-Yildiz 
ein Drohschreiben. Der Name des 
Absenders: Uwe Böhnhardt. Einer 
der drei berühmten Neonazis des 
„Nationalsozialistischen Untergrundes“. 
Unterzeichnet ist das Schreiben mit 
„NSU 2.0“. Kurz darauf erfährt die 
Öffentlichkeit: Die Daten der Anwältin 
wurden von den Polizeicomputern 
des 1. Polizeireviers in Frankfurt 
abgerufen und eine rassistische 
Chatgruppe von fünf Polizeibeamten 
steckt dahinter, die allerdings Teil 
eines größeren Netzwerkes ist. Der 
größte Polizeiskandal 
in der Geschichte der 
Bundesrepublik zeichnet 
sich ab, dessen Umfang bis heute 
nicht genau kalkulierbar ist.

Überall 
Einzelfälle
 
Seitdem werden in der gesamten 
Bundesrepublik Chatgruppen und 
Netzwerke entlarvt, in denen sich 
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allerlei Berufsgruppen der Polizei 
zusammenschließen und sich 
vernetzen. Allzu oft sind es Fälle, die 
entweder jahrelang intern bekannt 
waren und nie dagegen vorgegangen 
wurde oder Polizeibeamte, die 
selbst öffentlichkeitswirksam für ihre 
Enttarnung als Rechtsradikale gesorgt 
haben. 

Hunderte Polizisten reihen 
sich nachweislich in den 
Rassismus-Skandal mit 
ein, wobei die Funde erschreckend 
sind: Zugehörigkeit zu rechtsradikalen 
Gruppen, wie den Reichbürgern oder 
dem Kreuznetzwerk. Waffen und 
Munitionsfunde und Kontakte zur 
AfD stehen auf der Tagesordnung. So 
erhalten nach Seda Basay-Yildiz weitere 
Personen, die sich öffentlich gegen 
Rassismus positionieren, wie Idil Baydar 
und Janine Wissler, Drohbriefe unter der 
Unterschrift „NSU 2.0“. 

Nahezu wöchentlich kommen neue 
Skandale hinzu. Man könnte also 
meinen, die Polizei würde eine breite 
Untersuchung durchführen und das 
Problem aus dem Weg räumen. Wie 
sieht es also um die Konsequenzen aus?

Konsequenzen?
Immer wieder wird von der Politik 
versprochen, gegen rechte Strukturen 
in der Polizei vorzugehen. Nicht zu 
vergessen ist allerdings, dass der 
gesellschaftliche Druck auf dem Staat 
sehr groß ist. Und wer nach Ergebnissen 
suchen würde, der würde auch sehr 
schnell finden: Beispielsweise ordnen 
sich laut einer Studie des hessischen 
Landesministeriums etwa 20% der 
Landespolizisten im rechten Milieu ein. 
Für das Image des Staates 
ist es wichtig, an dem Bild 
der Einzelfälle festhalten 
zu können, weshalb die unter 
Verdacht geratenen Beamten meist 
nur versetzt oder aus dem Dienst 
suspendiert werden. Eine weitreichende 
Recherche im Umfeld ist, auch nach 
Munitionsfunden, selten der Fall.

Studie und 
Selbstdiagnose
Aus diesem Grund wehrt sich das 
Innenministerium auch dagegen, eine 
unabhängige Studie über Rassismus 
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in der Polizei durchführen zu lassen. 
Vielmehr geht es in der von Seehofer, 
dem Innenminister, vorgestellten 
Studie darum, die Polizei als Betroffene 
von extremer Gewalt und Belastung 
darzustellen, um die Opfer-Täter-Rollen 
zu verdrehen. Racial Profiling soll somit 
als Reaktion auf Gewaltbereitschaft 
und Kriminalität migrantischer 
Jugendlichen gewertet und nicht als 
rassistische Praktik entlarvt werden, 
die sie eigentlich ist. So lösen die 
Behörden ihre „internen“ 
Probleme mit Rassismus 
einfach selbst intern. 

Das Problem dabei: Die 
Ermittlergruppen, die sich mit 
rechtsradikalen und rassistischen 
Strukturen innerhalb der Polizei 
auseinandersetzen sollen, sind 
häufig Teil dieser Netzwerke oder 
sympathisieren mit ihnen. Ein 
strukturelles Problem also, 
dass nicht mit internen 
Lösungen oder angeblich 
differenzierten Studien aus 
der Welt geschafft werden 
kann. 

KURZ 
ERKLÄRT:
NSU 2.0 - unter diesem Namen werden 
seit 2018 Drohbriefe an Einzelpersonen 
und Institutionen versendet, in denen 
Gewaltdrohungen, rassistische, 
antisemitische und frauenfeindliche 
Inhalte enthalten sind. Mittlerweile sind 
mehr als hundert solcher Briefe bekannt. 
Zuletzt bekam die Walter-Lübcke-Schule in 
Kassel eine Bombendrohung unter diesem 
Namen.

WUSSTEST DU 
SCHON?
Laut einer Studie der Uni Bochum gibt es 
im Jahr 12.000 rechtswidrige 
Übergriffe der Polizei in Deutschland. 
Dabei kommt es nur bei 2% zu einer Anzeige 
und bei nur 1% zu einer Verurteilung der 
Polizeibeamten. Gründe dafür: Viele trauen sich 
nicht gegen die Polizei Anzeige zu erstatten, da 
das Verfahren oft erfolglos verläuft. Die Aussage 
der Beamten zählt vor Gericht mehr und die 
Staatsanwaltschaft schützt in den meisten Fällen 
die Polizei.
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 DER 
 VERFASSUNGS- 
 SCHUTZ  
Wenn wir über Rassismus 
innerhalb staatlicher 
Strukturen sprechen, 
führt kein Weg an 
dem Bundesamt für 
Verfassungsschutz vorbei. 

Der Verfassungsschutz ist der Inlands-
Nachrichtendienst der Bundesregierung 
und hat seinen Sitz in Köln. Es gibt aber 
auch zusätzlich noch innerhalb der 
Bundesländer eigene Institutionen.

Wie der Name schon sagt, soll diese 
Institution die „Verfassung“ also das 
Grundgesetz bzw. den Staat schützen, 
beschützen vor Angriffen oder vor 
Organisationen, die die Verfassung 
ablehnen. Hierfür verfügt die Institution 
über hoch technologische Abhörmittel 
und genug Kapazitäten, um auch das 
Internet zu überwachen. Aber auch 
Personen, sogenannte V-Leute kommen 
zum Einsatz.

Wer 
wird hier 
geschützt?
Spätestens nach dem Auffliegen des 
NSU im Jahre 2011, ist die Arbeitsweise 
des Verfassungsschutzes bekannt 
geworden. Durch die sogenannte 
„Hufeisentheorie“ setzt der Staat 
Nazis und deren Gegner gleich und 
kriminalisiert in der Realität vor allem 
linke Organisationen. 

Die Institution ist seit ihrer Gründung 
durch Nazis besetzt und hat dies 
bis heute nicht aufgearbeitet. Der 
Begriff des Schutzes ist deshalb 
schlichtweg eine Lüge. Denn, 
statt die Verfassung zu 
schützen, schützt der 
Verfassungsschutz vor allem 
die Nazis, indem sie sie in ihre 
eigenen Reihen holt. 

Denn V-Leute sind vor allem 
diejenigen, die selbst in der Szene 
aktiv sind. Das wurde besonders in 
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den NSU-Untersuchungsausschüssen 
deutlich: Aus den Berichten wird 
klar, dass die V-Leute eng in der 
rechten Szene verankert sind und 
rechte Organisationen zum Teil 
auch mit aufbauen und ihre Arbeit 
finanziell unterstützen. In der 
Vergangenheit ist das 
Einführen des Verbotes 
der NPD vor allem daran 
gescheitert, dass viele der 

Parteifunktionäre auch 
als V-Leute für den 

Verfassungsschutz 
arbeiten und 
sich dem Verbot 
entgegenstellten. 

Allzu oft wurde bei 
Anschlägen voreilig 

ein rechter Hintergrund 
ausgeschlossen. So auch 

bei den Morden des NSUs. 
Heute ist bekannt, dass der 

Verfassungsschutz schon viel früher 
als 2011 wusste, dass das NSU-
Netzwerk hinter den Taten steckt. 
Ein Beispiel von so vielen ist die Rolle 
von Andreas Temme, ein Mitarbeiter 
vom Verfassungsschutz in Hessen. Am 

06.04.2006 wurde Halit Yozgat in Kassel, 
das neunte und, soweit bekannt, jüngste 
Opfer des NSU-Netzwerks, erschossen. 
Während den Ermittlungen kam heraus, 
dass sich Temme zur Tatzeit 
des Mordes am Tatort befand. 
Dies wurde jahrelang verschwiegen 
und bis heute gibt es keine Antworten 
darauf, warum ein Mitarbeiter des 
Verfassungsschutzes vor Ort war und er 
nicht ausgesagt hat. Zudem war Andreas 
Temme eine bekannte Person in der 
rechten Szene und baute vor allem in 
Hessen mehrere Organisationen mit 
auf. Temme ist nur ein Beispiel von 
vielen. Hierbei wird deutlich, der 
Verfassungsschutz schützt 
seine V-Leute und darüber 
auch die Rechten.

Die Anschlagsreihen in den 80ern, in 
den 90ern, 2000er Jahren und auch 
der Anschlag in Hanau zeigen, dass 
der Verfassungsschutz schlichtweg 
nicht als „Frühwarnsystem“ arbeitet 
und obwohl in den meisten 
Fällen die Täter dem 
Verfassungsschutz längst 
bekannt waren, die Morde 
nicht verhindert wurden. So 

Foto:  strassenstriche.net - CC BY-SA 2.0 - fl ickr.com
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versperrt er beispielsweise die NSU-
Akten für teilweise 30 Jahre, was es 
unmöglich macht, diese Institution 
zur Verantwortung zu ziehen. Oder er 
verbietet seinen V-Leuten Aussagen 
zu treffen, die zur Aufklärung von 
rechtsradikalen Morden beitragen 
könnten, um seine Arbeitsweise nicht 
Preis zu geben.

Der Verfassungsschutz 
entzieht sich juristischer und 
öffentlicher Kontrolle und 
Rechenschaft und bleibt somit 
für die Öffentlichkeit intransparent. 
Er ist eine Behörde, die den Staat und 
die Gesellschaft vor Rechtsradikalen 
schützen soll, aber diese in der Praxis 
ganz offen unterstützt und fördert. Er 
ist also all das, was in einer Demokratie 
nicht sein sollte.

KURZ ERKLÄRT:
V-Leute - V-Leute sind Personen, die als personelle 
Informationsbeschaffung für den Verfassungsschutz 
dienen. In den meisten Fällen sind es Personen, die 
schon in der Szene, aus der sie dem Verfassungsschutz 
Informationen beschaffen sollen, aktiv sind. Man 
geht davon aus, dass 40 Personen im Umfeld des 
NSU als V-Leute arbeiteten. Bekannte Namen sind 
Andreas Temme, Tino Brandt und Thomas Richter. 
Durch die Weitergabe der Informationen werden die 
V-Leute auch bezahlt. Beispielsweise war Tino Brandt 
bekennender Neonazi und arbeitet als V-Mann für den 
Verfassungsschutz. Im Untersuchungsausschuss in Baden-
Württemberg, sagte er auch aus, dass er auch ganz 
offen um Geld für das NSU-Trio beim Verfassungsschutz 
bat.  Insgesamt erhielt vom Verfassungsschutz ungefähr 
200.000 Mark für seine Tätigkeit. 

WUSSTEST DU 
SCHON?
Schredder Aktion - Wenige Tage nach dem 
Auffliegen des NSUs wurde am 11.11.2011 nicht nur in 
der Kölner Innenstadt die Karnevalssession eröffnet. Ein 
Referatsleiter beim Bundesverfassungsschutz nahm den 
Tag zum Anlass, um wichtige Akten über Zeugen und 

Daten über das NSU-Netzwerk zu schreddern. 
Auch diese Tat blieb ohne strafrechtliche 
Konsequenzen für alle Beteiligten. Der Beamte 
wurde nur versetzt und arbeitet auch heute 
immer noch als Beamter für das Bundesamt. 
Warum diese Akten geschreddert wurden ist 
bis heute nicht bekannt, das Bundesamt für 
Verfassungsschutz weigerte sich im Prozess bis zur 
letzten Instanz Informationen darüber zu geben. 
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 DIE 
 BUNDESWEHR 
Die Bundeswehr: eine Armee 
mit „Tradition“

Die Bundeswehr ist laut Grundgesetz 
angeblich für den Schutz der 
„freiheitlich demokratischen 
Grundordnung“ zuständig. Wie sie 
„Freiheit“ und „Demokratie“ im 
Ausland mit Gewehren, Panzern und 
Bomben durchsetzen, sehen wir an 
den zahlreichen Auslandseinsätzen 
wie z.B. in Afghanistan oder Mali, 
wo sie den Menschen in 
diesen Ländern nichts 
anderes als Zerstörung 
und Armut bringen. Der 
ehemalige Bundespräsident Horst 
Köhler hat es deutlich gesagt, als er 
2015 meinte, „dass im Notfall auch 
militärischer Einsatz notwendig ist, um 
unsere Interessen zu wahren“. Dass die 
Bundeswehr alles andere als Werte wie 
Freiheit und Demokratie schützt, hat 
sich auch noch einmal in den letzten 
Jahren durch das Bekanntwerden 

von rechtsradikalen 
Gruppierungen in ihren 
eigenen Reihen gezeigt.

Denn was soll man anderes von einer 
Armee erwarten, die maßgeblich 
von Generalen und 
Offizieren der faschistischen 
Wehrmacht aufgebaut wurde. 
So war Adolf Heusinger, der ab 1940 
als General der Wehrmacht zahlreiche 
Kriegsverbrechen mit zu verantworten 
hatte, von 1956 bis 1964 auch der erste 
Generalinspekteur der Bundeswehr, der 
das höchste Amt in der Bundeswehr 
ausübte. In diesem Zeitraum 
wurden auch zahlreiche Offiziere, 
Unteroffiziere und Mannschaften der 
Waffen-SS erneut in die Bundeswehr 
integriert, der direkten militärischen 
Organisation der NSDAP, die besonders 
brutal gegen Widerstandskämpfer 
gegen den Faschismus vorgegangen 
ist und die Mannschaften in den 
Konzentrationslagern organisierte.

Deshalb muss es auch nicht 
wundern, dass 2017 bei einer 
Verabschiedungsfeier eines 
Oberstleutnants der Bundeswehr-
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Eliteeinheit „Kommando Spezialkräfte“ 
(KSK) auf einer Schießanlage in der 
Nähe von Stuttgart nach Recherchen 
von Panorama, Radio Bremen und des 
Y-Kollektivs mehrere Soldaten den 
Hitlergruß gezeigt und rechte Rockmusik 
gehört haben. Im gleichen Jahr wurde 
der rechtsradikale Bundeswehrsoldat 
Franco A. festgenommen, der sich als 
syrischer Geflüchteter ausgegeben 
und mehrere Anschläge geplant hatte. 
Bei ihm Zuhause wurden zahlreiche 
Schusswaffen und Sprengkörper 
gefunden.

Im Zuge der Ermittlungen gegen Franco 
A. ist dabei insbesondere der Verein 
„Uniter“ ins Visier geraten. In dem 
Verein sammeln sich ehemalige KSK- 
und weitere Soldaten der Bundeswehr 
und führen militärische Trainings durch. 
Sie sind eng mit dem sogenannten 
„Kreuz-Netzwerk“ verbunden. In diesem 
Kreuznetzwerk, das über Chatgruppen 
bei Franko A. gefunden wurde, sammeln 
sich dutzende Soldaten, aber auch 
Polizisten und Angehörige der AfD und 
NPD, die sich auf einen „Tag 
X“ vorbereiten, zu dem sie 
einen Putsch und die Tötung 

zahlreicher öffentlicher 
Personen planen. In zahlreichen 
Fällen wurde in den letzten Jahren, 
bis heute, bei Hausdurchsuchungen 
von Mitgliedern dieses Netzwerks 
zehntausende Schuss Munition, mehrere 
hundert Gewehre, Sprengkörper und 
ähnliches Material gefunden.

Was tut der 
Staat? 
Angeblich soll der Militärische 
Abschirmdienst (MAD), der 
Geheimdienst in der Bundeswehr, gegen 
solche Gruppierungen vorgehen. Wie 
viel auf die Geheimdienste 
im Kampf gegen Rechts zu 
setzen ist, haben wir schon 
bei der Verstrickung vom 
Verfassungsschutz und 
dem Nationalsozialistischen 
Untergrund (NSU) gesehen 
– nämlich gar nicht. Deshalb muss 
es uns auch nicht wundern, dass bei 
einer Razzia am 1. Dezember 2020 bei 
einem MAD-Mitarbeiter festgestellt 
wurde, dass dieser und 7 weitere 
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MAD-Mitarbeiter Mitglieder der 
sogenannten „Reichsbürger“ sind, einer 
weiteren rechtsradikalen Gruppe die 
die Bundesrepublik Deutschland nicht 
anerkennt und für die Wiederherstellung 
des Deutschen Reichs, wenn nötig mit 
Waffengewalt, eintritt.

Wir sehen also: die Bundeswehr 
reiht sich gut ein in die Linie ihrer 
Gründerväter. Die rechten 
Netzwerke haben in der 
Bundeswehr Struktur! 

Es zeigt 
sich: 
Wir dürfen nicht den Märchen von 
Einzelfällen glauben, das Problem ist 
nämlich strukturell! Von staatlichen 
Institutionen wie der Bundeswehr und 
der Polizei, über den Verfassungsschutz 
bis hin zu formal unabhängig agierenden 
rechter Terrorgruppen zeigen sich 
Netzwerke, die uns organisiert, 
ausgebildet und bewaffnet bedrohen.   

       Die rechten    
 Netzwerke reichen 
   bis in die höchsten    
Stufen von Staat
           und Politik.  
Deshalb kann keine Rede davon sein, 
dass diese staatlichen Institutionen ein 
Verbündeter im Kampf gegen Rechts 
sind.

WUSSTEST DU 
SCHON?
Seit der Aussetzung der Wehrpflicht haben über 
13 Tausend Minderjährige einen Dienst bei der 
Bundeswehr angetreten und werden dort an der 
Waffe ausgebildet. Die Bundeswehr versucht über 
soziale Medien, Abenteuer-Serien auf YouTube 
oder durch Werbung in Schulen, Jobcentern und 
Videospiele-Messen insbesondere Jugendliche im 
Alter von 15 bis 17 Jahren für sich zu gewinnen. 

Neben der Verletzung der Kinderrechte von 
Minderjährigen werden sie dort nationalistischer 
und rassistischer Propaganda ausgesetzt. 
Wir fordern das Verbot der Werbung für die 
Bundeswehr an allen öffentlichen Plätzen!
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WAS BLEIBT UNS 
DANN FÜR EINE 
MÖGLICHKEIT? 

Als DIDF-Jugend wissen wir, wenn 
wir organisiert und gemeinsam stark 
sind, haben wir die Möglichkeit diesen 
Angriffen etwas entgegenzusetzen. 
Während diese rechte Terrorgruppen 
versuchen Angst zu schüren und 
die Spaltung in der Gesellschaft zu 
vertiefen, müssen wir uns noch enger 
zusammenschließen: in Betrieb und 
Stadtteil, in Universität und Schule. 

 Wenn wir für 
unsere gemeinsamen      
    Interessen, für 
 gute Arbeit, gute 
     Bildung und eine
   lebenswerte 
Zukunft gemeinsam   
 kämpfen, entziehen    
     wir den Rechten 
   den Boden 
für ihre Propaganda und können uns 
gegen diese verteidigen. 

WAS MACHEN WIR 
KONKRET GEGEN DEN 
RECHTEN TERROR? 
Wir organisieren und führen gemeinsam 
mit vielen anderen Organisationen und 
Gruppen zahlreiche Veranstaltungen 
und Aktionen gegen Rassismus 
und rechten Terror durch. Seien es 
Informationsversanstaltungen zu rechten 
Strukturen in Polizei und Bundeswehr, 
Demonstrationen und Kundgebungen 
gegen den rechten Terror in Hanau oder 
verschiedene Aktionen auf Social Media. 

Dabei versuchen wir auch konkrete 
Forderungen stark zu machen. Um 
dem rechten Terror den Nährboden zu 
entziehen, 

 müssen alle  
    rassistischen und 
      faschistischen Parteien, 
 Organisationen und    
            Gruppen sowie ihrer  
     Propaganda verboten 
                     werden! 

Gleichzeitig gehören auch 
Organisationen wie der 
Verfassungsschutz aufgelöst. Denn 
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insbesondere das System der V-Leute 
dient in der Realität zum Aufbau 
und der Finanzierung von rechten 
Terrorgruppen. Im Kampf gegen rechte 
Strukturen in Polizei und Bundeswehr 
ist die Einrichtung einer unabhängigen 
Meldestelle unumgänglich! Außerdem 
fordern wir eine lückenlose Aufklärung 
und Aufarbeitung vom rechten Terror. 

    Wir wissen, dass   
  diese Maßnahmen    
   das Problem nicht 
      an der Wurzel  
 lösen werden, doch 
   sie sind konkrete  
Anknüpfungspunkte 
 für unseren Kampf 
       gegen Rechts. 

Foto -               ©DIDF-Jugend e.V., Juli 2018 NSU-Prozess Ende

WIR WERDEN 
UNS NICHT 
EINSCHÜCHTERN 
LASSEN! 
Je mehr sie versuchen einen Keil 
zwischen uns zu treiben, umso mehr 
werden wir daran arbeiten unseren 
Zusammenhalt zu stärken. Wir bleiben 
dabei: Gemeinsam sind wir stark! 

 Unsere Einheit,   
  unabhängig davon  
 welcher Herkunft 
     oder Religion wir
    angehören, ist
      unsere Stärkste 
  Waffe im Kampf 
        gegen Rechts. 
Stärken wir diese Kraft, denn die Angriffe 
auf uns werden nicht weniger werden!
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Die DIDF-Jugend wurde 1996 von türkeistämmigen Ju-
gendlichen gegründet. Soziale Missstände, Rassismus, 
Bildungsungleichheit und prekäre Arbeitsverhältnisse 
sind leider keine Probleme der Vergangenheit, sondern 
immer noch aktuell. Seit über 20 Jahren sprechen wir 
offen Themen an, die uns junge Menschen betreffen.
 
Es ist aber nicht nur unsere Aufgabe über Probleme zu 
reden, sondern sie anzugehen. Wir sind nicht verzwei-
felt, sondern schauen zielgerichtet in die Zukunft und 
glauben fest daran, dass wir in den Schulen, Betrieben, 
Unis und Stadtteilen viel verändern können. Wir orga-
nisieren uns, weil wir die Bedingungen, in denen wir 
leben, ändern möchten und engagieren uns überall, 
wo wir sind. Wir veranstalten Demonstrationen und 
Aktionen, Seminare und Jugendcamps. Wir hoffen dein 
Interesse geweckt zu haben. Was uns verbindet, ist 
mehr als du denkst: Denn wir teilen dieselben Sorgen, 
Probleme und Träume, ob mit oder ohne Migrations-
hintergrund. 

Gemeinsam sind wir stark!
@didfjugend

 www.didf-jugend.de

Über uns:



 www.didf-jugend.de


